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Wahlprüfstein von: Arbeitskreis Berufsgesetz Logopädie/Sprachtherapie 

Antwort von: Die Linke RLP 
Datum: 02.03.2026 
 
 
1. Werden Sie sich im Bundesrat dafür einsetzen, dass das veraltete „Gesetz über 
den Beruf des Logopäden" (1980), das nur einen der 12 Berufe regelt, durch ein 
neues Berufsgesetz für einen hochschulischen Heilberuf in der Stimm-, Sprech-, 
Sprach- und Schlucktherapie in dieser Legislaturperiode ersetzt wird? 
 
Ja. Die Linke RLP setzt sich dafür ein, das veraltete „Gesetz über den Beruf des 
Logopäden“ von 1980 grundlegend zu reformieren und durch ein modernes 
Berufsgesetz für einen hochschulisch qualifizierten Heilberuf in der Stimm-, Sprech-, 
Sprach- und Schlucktherapie zu ersetzen. 
 
Das bestehende Gesetz wird den heutigen Anforderungen an Qualifikation, 
wissenschaftlicher Fundierung und Versorgungsrealität nicht mehr gerecht. Die 
fachlichen Kompetenzen, die interprofessionelle Zusammenarbeit im 
Gesundheitswesen sowie die gestiegenen Anforderungen an evidenzbasierte 
Therapieansätze müssen sich in einer zeitgemäßen gesetzlichen Grundlage 
widerspiegeln. Im Bundesrat würde sich Die Linke Rheinland-Pfalz daher für eine 
Reform in dieser Legislaturperiode einsetzen – vorausgesetzt, der Gesetzentwurf 
stärkt die Profession, verbessert die Ausbildungsqualität und sichert eine 
flächendeckende, qualitativ hochwertige Versorgung. 
 
2. Wie stehen Sie zur Absicht der Bundesregierung, ein Berufsgesetz für alle 12 
Berufe im Bereich Logopädie/Sprachtherapie einzuführen, um die Qualität der 
Ausbildung bundesweit sicherzustellen und damit eine hochwertige 
evidenzbasierte Patient*innenversorgung zu gewährleisten? 
 
Die Linke RLP steht einer bundeseinheitlichen Regelung grundsätzlich offen 
gegenüber, wenn sie das Ziel verfolgt, die Ausbildungsqualität zu erhöhen, 
Transparenz zu schaffen und die Patient*innenversorgung nachhaltig zu verbessern. 
Gleichzeitig darf eine Zusammenführung nicht zu einer Absenkung bestehender 
Qualifikationsstandards führen oder fachliche Spezifika verwässern. Entscheidend 
ist, dass die Reform im Dialog mit Berufsverbänden, Hochschulen, Gewerkschaften 
und Praktiker*innen erfolgt. 
 
3. Wie stehen Sie zu unserer Forderung nach einer primärqualifizierenden 
hochschulischen Ausbildung, um der Realität Rechnung zu tragen, dass die 
Mehrheit der Behandler*innen, die in der Versorgung tätig sind, hochschulisch 
qualifiziert ist, und um die Etablierung einer eigenständigen 
Wissenschaftsdisziplin wie seitens des Wissenschaftsrates gefordert zu 
gewährleisten? 
 

Die Linke RLP unterstützt die Forderung nach einer primärqualifizierenden 
hochschulischen Ausbildung ausdrücklich. 
 
Dabei ist für Die Linke RLP zentral, dass der Zugang zur Ausbildung sozial gerecht 
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gestaltet wird. Studiengänge müssen gebührenfrei sein, ausreichend Studienplätze 
bereitgestellt und angemessene Praxisvergütungen gewährleistet werden, damit 
niemand aus finanziellen Gründen vom Beruf ausgeschlossen wird. Eine Reform darf 
nicht nur strukturell modernisieren, sondern muss auch die Arbeitsbedingungen und 
die Vergütungssituation im Gesundheitswesen insgesamt verbessern. 
 
  


